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Editorial

Gerhard Bartz © privat

Liebe Mitglieder, Leserinnen 
und Leser,

die Wahl zum 19. Deutschen Bun-
destag steht vor der Tür. Zahlreiche 
Wahlberechtigte werden schon per 
Briefwahl ihre Stimme abgegeben 
haben. Es steht aber auch zu be-
fürchten, dass viele gar nicht zur 
Wahl gehen. Einerseits, weil sie 
von der Regierung grenzenlos ent-
täuscht wurden, andererseits, weil 
sie mit dem demokratischen In-
strument der Wahl nicht umgehen 
können oder wollen. Da man davon 
ausgehen kann, dass die Wahlbetei-
ligung zugunsten der Parteien am 
Rande des politischen Spektrums 
gleich ob links oder rechts stets 
größer ist als die der anderen Par-
teien, stärkt man eben diese Rän-
der fatalerweise beide. Hierin liegt 
der Schlüssel, wie man bestimmte 
Parteien schwächen kann: einfach 
durch Wählen. 

Die Partei, die die Alternative im 
Namen trägt, ist für Menschen mit 
Behinderung nicht wählbar. Zu klar 
hat sie sich gegen die Inklusion aus-
gesprochen. Von den anderen Fest-
legungen ganz zu schweigen!

Aber auch die anderen Parteien 
verhalten sich gegenüber Menschen 
mit Behinderung wenig zimper-
lich CDU/CSU, SPD, FDP gingen 
in der Vergangenheit sehr freihän-
dig mit unseren Menschenrechten 
um. Bei der Abstimmung über das 
Bundesteilhabegesetz im Dezem-
ber letzten Jahres mussten sich 
die Abgeordneten von Bündnis90/
GRÜNE der Stimme enthalten, da 
diese Partei in den Bundesländern 
an verschiedenen Regierungszu-
sammensetzungen beteiligt ist. So 
blieb nur die Enthaltung und damit 
verbunden die Aufgabe eigener Po-
sitionen.

Unabhängig davon, wie sich die 
neue Bundesregierung zusammen-
setzt: Wir müssen aufhören, um 
unsere Rechte zu betteln! Denke 
ich an die ungezählten Aktionen 
des letzten Jahres, die vielen Rei-
sen und Veranstaltungen bis hin 
zur 24stündigen Ankettungs-Akti-
on behinderter Menschen vor dem 
Reichstag: sie haben letztlich sehr 
viel Engagement gekostet und zu 
wenig gebracht. 

Zum Teil wurden Verschlechte-
rungen in die Zukunft terminiert, 
andere Verschlechterungen wur-
den kurzerhand noch in das Gesetz 
aufgenommen, wie beispielsweise 
an der Mobilität festzustellen ist. 
Dieses Verhalten der Regierung ist 
schändlich! Das überraschend starke 
Medieninteresse war ein Strohfeu-
er, etwas erkennbar Nachhaltiges 
war nicht darunter. Die meisten 
Beiträge über unsere Aktionen sind 
mittlerweile schon aus den Archi-
ven verschwunden. Wir sind nach 
wie vor die Stiefkinder der Medien. 
Am Beispiel der Berichterstattung 
über die AFD im Vergleich mit den 
Berichten über die Missachtung un-
serer Menschenrechte ist das leicht 
zu erkennen. 

Lässt man die Ermordungen be-
hinderter Menschen im sogenann-
ten „Dritten Reich“ durch ihre deut-
schen Landsleute (man macht es sich 
verdammt einfach, dies pauschal 
ausschließlich den namen- und ge-
sichtslosen „Nazis“ in die Schuhe 
zu schieben) mal außer Betracht, 
die strukturellen Überreste lassen 
sich oft auch heute noch feststel-
len. Am Anfang standen die Dis-
kreditierung, dann die Aussonde-
rung und die Zusammenführung in 
„Heimen“. Staatlicherseits, sowohl 
von der legislativen als auch von 
der exekutiven Seite her, wird nach 
wie vor die Aussonderung betrie-
ben. Für eine Infrastruktur, die auf 
der Erde ihresgleichen sucht, sor-
gen Politik und Verwaltung ständig 
für Nachschub für die Sozialkon-
zerne. Grundlage hierfür ist der § 5 
des SGB XII. Dort ist die Zuarbeit 
gesetzlich geregelt (Die Träger der 
Sozialhilfe sollen bei der Durch-
führung dieses Buches mit den Kir-
chen und Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts sowie den 
Verbänden der freien Wohlfahrts-
pflege zusammenarbeiten. Sie ach-
ten dabei deren Selbständigkeit in 
Zielsetzung und Durchführung ih-
rer Aufgaben.). 

Ist nicht das Ziel des gesamten 
Verfahrens die Isolation der behin-
derten Zielgruppe? Denn ist diese 
aus dem Bewusstsein der Gesell-
schaft verdrängt, kann man mit ihr 
machen, was man will. Individu-
elle Biografien gehen verloren, sie 
lösen sich in der gesellschaftlichen 
Gruppe „Behinderte“ auf. Wäh-
rend der Zeit der Naziherrrschaft 
wurden sie dann von ihren Lands-
leuten in die Gaskammern geführt, 
in den späteren Jahren in zunächst 
paradiesisch anmutende Behinder-
tenheime. Erst allmählich wurde 
es behinderten Menschen bewusst, 
dass die gesellschaftliche Entwick-
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Editorial

lung „draußen“ gewaltige Fort-
schritte nahm, während das Le-
ben im „Heim“ stets in der gleichen 
Monotonie ablief. In den Siebzi-
gern des letzten Jahrhunderts setzte 
nun eine Bewegung ein, die Betrof-
fene ermunterte, außerhalb von An-
staltsmauern zu leben. Unbemerkt 
von der Gesellschaft entstand unter 
behinderten Menschen ein neues 
und gesundes Selbstbewusstsein. 
Von Seiten der Politik und der So-
zialverwaltung wurde das jedoch 
genau registriert und man begann, 
mit harten Maßnahmen gegenzu-
steuern. Bis zum heutigen Tag wird 
von der ausführenden Gewalt,  so-
bald behinderungsbedingt gesetz-
lich verbürgte Nachteilsausgleiche 
in Anspruch genommen werden 
wollen und müssen, massiv in das 
Leben dieser Bürgerinnen und Bür-
ger eingegriffen. 

Ein Vergleich: Politik und Ver-
waltung könnten verfügen, dass äl-
tere Dieselfahrzeuge nicht schneller 
als mit 50 km/h betrieben werden, 
was zur Grundversorgung genügen 
dürfte. Mehr (hier: Emissionen) 
seien der Gesellschaft nicht zuzu-
muten. Sicherlich würde das aus-
reichen, um die Programme sämt-
licher Fernsehsender schlagartig 
zu ändern und Sondersendungen 
zu veranlassen. Wenn behinderte 
Menschen das Kriterium „Zumut-
barkeit“ jedoch offiziell von einem 
hochrangigen Beamten aus dem 
Sozialministerium schriftlich mit-
geteilt bekommen, dann führt eine 
Veröffentlichung dieser Nachricht 
zu keiner wahrnehmbaren Reaktion 
in der Öffentlichkeit, die darüber zu 
wenig erfährt, selbst auch nicht be-
troffen ist und es nicht richtig ein-
ordnen kann. Zitat: „Im Hinblick 
auf die Forderung nach bedürftig-
keitsunabhängigen Leistungen der 
Eingliederungshilfe für finanziell 
besser gestellte Menschen mit Be-

hinderungen zu Lasten des Steu-
erzahlers über bereits bestehen-
de Begünstigungsregelungen in 
der Eingliederungshilfe nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) hinaus, gebe ich zu be-
denken, dass gerade in der heutigen 
Zeit eine solche Forderung weder 
fachlich noch politisch zu vermit-
teln ist.“ (geschrieben vom dama-
ligen BMAS-Staatssekretär An-
dreas Storm, später Minister für 
Soziales im Saarland und heute 
Vorstandsvorsitzender der DAK) 
am 11.03.2010 in einem Schreiben 
an unseren Verein. Hier stellte sich 
ein hochrangiger Ministeriumsmit-
arbeiter über unsere Verfassung 
und gegen geltendes Recht in Ge-
stalt der Behindertenrechtskonven-
tion. Kein Shitstorm hat ihn hin-
weggefegt. Kein Sender hat sein 
Programm geändert.

Was also muss geschehen?

Alle Betteleien, uns unsere Men-
schenrechte zu geben, waren erfolg-
los. Wir müssen die Gesellschaft 
direkt angehen. Dass uns dabei im 
Sinne des Artikels 8 der Behin-
dertenrechtskonvention Unterstüt-
zung zuteil wird, können wir uns 
abschminken. Wir müssen das Be-
wusstsein der Gesellschaft schärfen. 
Wir müssen der Öffentlichkeit klar-
machen, dass die Folgekosten ei-
ner Behinderung ein gesamtgesell-
schaftliches Problem sind, welches 
von der Gesellschaft gelöst werden 
kann und muss. 

Heute haben behinderte Men-
schen und ihre Angehörigen ein-
fach Pech gehabt, meint die Gesell-
schaft und wendet sich ab. Solange 
sich die Politik in den Fängen der 
Kommunen und Lobbyisten der 
Sozialkonzerne so wohl fühlt, wird 
sie nichts tun, um diesen Zustand 
zu beenden. Schließlich schont sie 

auf diese Weise die Haushalte. Der 
Druck muss aus den Reihen der Be-
völkerung kommen! 

Dort muss man sich darüber klar-
werden, dass Behinderung und Al-
ter keine Verwandten von Armut 
und Siechtum sind. Genau genom-
men zählen hierzu auch Krankheit 
und ihre Folgen. Nimmt man der 
Bevölkerung diese Ängste, werden 
mit Sicherheit neue Energien frei. 
Und Haushaltsmittel sowieso. Denn 
nach Schätzungen versickern ca. 
90% aller Haushaltsmittel für Sozi-
ales und Gesundheit, ehe sie wirk-
sam beim Menschen ankommen. Im 
Bereich der Sozialwirtschaft gibt es 
exorbitante Gehälter, Dienstwagen, 
Dienstwohnungen, riesige Verwal-
tungen („Gottes Werk und Behles 
Beitrag“ http://tinyurl.com/y95djn-
wa). Das alles in einem Bereich, der 
dem Blick der Öffentlichkeit weit-
gehend entzogen ist. Dazu kommt, 
dass man sich unter der umfas-
senden politischen Schirmherr-
schaft einen freien Rücken sichert. 
All das kostet große Summen, die 
an der Schnittstelle zum Menschen 
fehlen. Dies muss in der Öffentlich-
keit diskutiert werden. 

Gleichzeitig müssen wir unsere 
Verfassungsrechte und Gesetze of-
fensiv einfordern. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in verschiedenen 
Entscheidungen eine Interpretation 
des Artikels 3 GG geliefert. Es wäre 
an uns, diese weiterzuverbreiten und 
mit Leben zu erfüllen. Die soge-
nannte Selbstbestimmt-Leben-Be-
wegung ignoriert dies. Warum? Eine 
viertelherzige Forderung nach un-
seren Menschenrechten, nach einem 
Stopp der Benachteiligungen durch 
die Regierenden und Behörden, wird 
ignoriert. Hier sind wir selbst schuld. 
Auch durch unser eigenes Verhalten 
haben wir dieses Bundesteilhabege-
setz mit ermöglicht. 
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Beim Umzug von der alten zur 
neuen Homepage bin ich auf einen 
16 Jahre alten Aufsatz von mir ge-
stoßen. Bereits im Jahre 2001 hat 
ForseA gefordert, dass unsere Ver-
fassungsrechte nicht nur für Nicht-
behinderte gelten. Was hat sich in 
den 16 Jahren getan? Nichts! Noch 
immer befinden wir uns außerhalb 
des Wahrnehmungsbereiches un-
serer Gesellschaft. Noch immer 
kann man mit uns machen, was man 
will, und die schweigende Mehrheit 
schaut weg. 

Egal welche Koalition die näch-
ste Regierung stellt: WIR müssen 
darauf achten, dass unsere Belange 
im Koalitionsvertrag berücksichtigt 
werden. Sonst leiden wir die näch-
sten vier Jahre unter diesem unsäg-
lichen Bundesteilhabegesetz, wäh-
rend die Schlinge um unseren Hals 
immer enger gezogen wird.

Wir brauchen eine Graswurzel-
bewegung, denn noch haben wir 
sehr wenige, die mit uns marschie-
ren, es fehlen auch die Medien. Und 
wir brauchen Einigkeit. Zunächst 
jedoch brauchen wir eine Regie-
rung, mit der man ehrlich verhan-
deln kann. Keine, die während der 
Verhandlungen im Hintergrund be-
reits gegen uns arbeitet. Das hatten 
wir nun zur Genüge! Eine solche 
Regierung, die ihrem Eid entspre-
chend das Wohl des Volkes fördert, 
wünschen wir Ihnen und uns. Und 
natürlich einen tollen Herbst, der 
uns für den durchwachsenen Som-
mer entschädigt. Wir wünschen Ih-
nen eine gute Zeit ohne Assistenz-
probleme!

Mit freundlichen Grüßen

Gerhard Bartz, Vorsitzender

01.07.17 
Über die Behindertenrechtskonvention in Deutschland

Heute wissen wir, dass wir noch schlimmer hintergangen 
wurden, als es sich damals bereits abzeichnete. Die von 
Deutschland mit Unterschrift versprochene Förderung des Be-
wusstseinswandels (Artikel 8 der Behindertenrechtskonventi-
on) wurde noch nicht mal im Ansatz betrieben. Stattdessen 
wurde unter dem Vorwand der Umsetzung der Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten Nationen die Behindertenpoli-
tik Deutschlands in das letzte Jahrhundert zurückgeführt. 

Ein Sieg der Sozialkonzerne und der Kommunen. Eine Nie-
derlage für alle behinderten Menschen in Deutschland, die ei-
nen gesetzlich verbürgten Nachteilsausgleich für sich in An-
spruch nehmen müssen.

25.08.2017 
Zum Betrug an behinderten Menschen

Von der Teilhabe sind wir dank der „großen“ Koalition weiter 
weg als noch vor einem Jahr. Wie kann sich die Gesellschaft 
sicher sein, dass nur Menschen mit Behinderung von den Un-
sozialen und Unchristlichen betrogen werden? Ist nicht auch 
die Vernichtung von Sparguthaben bis hin zur Altersabsiche-
rung Betrug? Ist es nicht auch Betrug, wenn man uns in einer 
ungesunden Umwelt leben lässt, nur um die Interessen der 
Wirtschaft nicht anzukratzen? 

Doch es soll sich niemand täuschen: Die selbsternannte Al-
ternative ist keine. Sie ist eine Weichenstellung in eine Zeit der 
Totgeglaubten. Es ist zum Verzweifeln. Aus Angst vor dem Tod 
begehen wir Selbstmord. Diese Partei saugt Honig aus dem 
Versagen der sogenannten Etablierten. Sie braucht nichts ma-
chen und bekommt wachsende Zustimmung. Dabei müssten 
die Wählerinnen und Wähler lediglich lesen, um das kalte Grau-
sen zu bekommen. Aber lesen ist halt anstrengend.

An die Teilhabe behinderter Menschen denken die AFDler 
nur insofern, als sie die Inklusion abschaffen wollen.

Der Test mit der automatischen Gesichtserkennung am Ber-
liner Südkreuz wäre nicht so kritisch zu sehen, wäre nicht das 
Eis, auf dem wir uns bewegen, so dünn geworden. Einer Ge-
sellschaft, die es in Erwägung zieht, Rechtsradikale zu wählen, 
kann man keine zusätzlichen Machtmittel anvertrauen.

KURZ und BUNT – EINTRÄGE auf FACEBOOK

Editorial
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Bundestagswahl 2017

Was die Parteien zur Inklusion versprechen
kobinet-nachrichten am 26. Juni 2017 von Jens Wegener

Wahl 2017 © Irina Tischer

Am 24. September 2017 wird in 
Deutschland der nächste Deutsche 
Bundestag gewählt. Drei Monate 
vor diesem Termin hat die Zeit der 
„Wahlversprechen“ längst begon-
nen. Aber was versprechen uns die 
Parteien eigentlich? Was verspre-
chen sie zu tun, wenn sie denn in 
Regierungsverantwortung gewählt 
sind? kobinet-Redakteur Jens We-
gener hat sich einmal durch die 490 
Seiten bisher vorliegender Wahlpro-
gramme gelesen und aufgeschrie-
ben, was er unter dem Stichwort 
„Inklusion“ in diesen Programmen 
gefunden hat.

Bei der „AfD - Alternative für 
Deutschland“ heißt es zum Stich-
wort „Inklusion“: „8.3 Keine ideo-
logisch motivierte Inklusion: För-
der- und Sonderschulen erhalten. 
Die Forderung der Vereinten Natio-
nen, behinderten Kindern Teilhabe 
am Bildungssystem zu garantieren, 
ist in Deutschland bereits erfüllt. 
Kinder mit besonderem Förderbe-
darf erhalten in der Förderschule 
eine umfassende Unterstützung, die 
die Regelschule nicht leisten kann. 
Die AfD setzt sich deshalb für den 
Erhalt der Förder- und Sonderschu-
len ein.“

Bündnis 90/Die Grünen verspricht 
zum Stichwort „Inklusion“ in ihrem 
Wahlprogramm: „Wir Grünen strei-
ten für eine inklusive Gesellschaft, 
in der Menschen mit Behinderungen 
selbstbestimmt leben und teilhaben 
können. Jede und jeder soll die Un-
terstützung erhalten, die jeweils be-
nötigt wird. Inklusion ist ein Men-
schenrecht.“

Von CDU und CSU wurde bisher 
kein bestätigtes Wahlprogramm für 

die Wahlen zum Deutschen Bun-
destag am 24. September 2017 ver-
öffentlicht.

Im Programm der Partei „Die 
Linke“ heißt es zu diesem Aspekt: 
„Gute Bildung: Wir schaffen mehr 
Personal, Inklusion, stocken das 
BaföG auf und sanieren Gebäude. 

... DIE LINKE will eine inklu-
sive Schule, in der alle Kinder und 
Jugendlichen willkommen sind.... 
Inklusion ist für uns eine gesamt-
gesellschaftliche Verpflichtung, alle 
müssen gleichberechtigt dazugehö-
ren und teilhaben können.... Bund, 
Länder und Kommunen müssen 
dafür ein Investitionsprogramm 
"inklusive Bildung" auflegen, um 
Bildungseinrichtungen umfassend 
barrierefrei umzubauen und auszu-
statten. 

.... Der Rechtsanspruch auf in-
klusive Bildung und das Recht auf 
das gemeinsame Lernen in einer 

Regelschule gehört in jedes Schul-
gesetz. ... Inklusion darf nicht da-
von abhängig gemacht werden, wie 
viel sie kostet!

...DIE LINKE tritt für eine volle 
und wirksame Teilhabe aller Men-
schen mit Behinderungen ein. Wir 
wollen Barrieren abbauen - bauliche, 
kommunikative und strukturelle - 
und Menschen mit Behinderungen 
eine unabhängige Lebensführung 
erleichtern. 

... Inklusion ist Menschenrecht: 
Sie eröffnet allen Menschen die 
Möglichkeit, überall im politischen, 
sozialen und kulturellen Leben 
nicht nur dabei zu sein, sondern es 
auch selbstbestimmt aktiv gestalten 
zu können“.

Die FDP, die Freie Demokra-
tische Partei, ist der Ansicht: „Die 
Schließung von Förderschulen, in 
denen Kinder passend zu ihrem Be-
darf gefördert werden konnten, ist 
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Bundestagswahl 2017

ein Fehler, da dies meist nicht dem 
Kindeswohl dient und oft auch ge-
gen den Elternwillen vorgenommen 
wird. Das Ziel, Kinder mit Förder-
bedarf weitgehend in Regelschulen 
zu integrieren, ist richtig und wird 
seit Jahrzehnten in Deutschland 
verfolgt. Das radikale Verständnis 
einer kompromisslosen Inklusion, 
wie es vielfach gefordert und betrie-
ben wird, nimmt aber weder auf den 
Förderbedarf des Einzelnen, noch 
auf die Integrationsfähigkeit von 
Regelklassen Rücksicht. Gemein-
samer Unterricht soll bestmögliche 
Förderung aller Schülerinnen und 
Schüler ermöglichen“.

„Sport als Schlüssel zur Integrati-
on und Inklusion. Wir wollen Men-
schen unterschiedlicher Herkunft 
und mit unterschiedlichen Anlagen 
(Menschen mit körperlicher und 
geistiger Behinderung und Men-
schen mit Migrationshintergrund) 
bei Sport und Spiel zueinander fin-
den lassen. Dabei fördern wir die 
herausragende Arbeit der Sportver-
eine und der Fachverbände.“

Die SPD, die Sozialdemokra-
tische Partei Deutschlands, hat sich 
in ihrem Regierungsprogramm für 
die Zeit von 2017 bis 2021 im Be-
zug auf das Stichwort „Inklusion“ 
auf folgendes festgelegt:

„Der Übergang von der Schule 
zur Ausbildung und zum Beruf soll 
ebenso verbessert werden wie der 
Weg von Werkstätten hin zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt. Dazu zäh-
len auch generelle Regelungen zur 
Barrierefreiheit am Arbeitsplatz für 
alle Arbeitgeber. Das Angebot der 
Inklusionsbetriebe und Werkstätten 
werden wir im Hinblick auf einen 
inklusiven Arbeitsmarkt weiterent-
wickeln. Eine wichtige Funktion 
bei der Verwirklichung eines inklu-
siven Arbeitsmarktes nehmen dabei 

die Schwerbehindertenvertretungen 
ein, deren Rechte wir weiter stärken 
wollen....

Wir wollen Kunst um ihrer selbst 
willen fördern und nicht erst dann, 
wenn sie ökonomischen, sozialen 
oder politischen Zwecken nützt. 
Bei Projektförderungen soll stärker 
auf Expertenjurys zurückgegriffen 
werden. Die Entscheidung, was und 
wie gefördert wird, muss auch nach 
Geschlechtergerechtigkeit, Inklusi-
on, Nachhaltigkeit, Integration und 
Aspekten kultureller Bildung ge-
troffen werden....

Sport ist für Millionen Menschen 
ein selbstverständlicher Teil des 
Alltags. Er stärkt den Zusammen-
halt, ist gut für die Gesundheit und 
zugleich ein wichtiger Wegbereiter 
für Inklusion und Integration. Sport 
und Sportvereine vermitteln Werte 
wie Fairness und Respekt und bie-
ten die Chance, leistungsfähiger zu 
werden, eigene Grenzen auszuloten 
und das Selbstbewusstsein zu stär-
ken.“

Die Unterschiede lie-
gen im Detail
kobinet-nachrichten am 
05. Juli 2017 
von Ottmar Miles-Paul

© ZsL Stuttgart

Um die Meinungen der verschie-
denen Bundestagsparteien zur Aus-

gestaltung der Behindertenpolitik 
in der kommenden Legislatur zu 
bekommen, hat das Zentrum selbst-
bestimmt Leben (ZsL) Stuttgart die 
Kanditat*innen des Wahlkreises 
am 03. Juli eingeladen. Fabian Küb-
ler vom ZsL Stuttgart hat folgenden 
Rückblick auf die Podiumsdiskussi-
on für die kobinet-nachrichten ver-
fasst.

Bericht von Fabian Kübler

Dass mehr Menschen mit Behin-
derung in den ersten Arbeitsmarkt 
integriert werden müssen, darin 
waren sich alle einig. Die Unter-
schiede zeigten sich im Detail. Die 
Kandidatin der Linkspartei, Johan-
na Tiarks, will die Höhe der Aus-
gleichsabgabe für Unternehmen, 
die keine oder zu wenige schwer-
behinderte Menschen angestellt 
haben, erhöhen. Dem widersprach 
FDP-Mann Dr. Jan Havlik: „Gerade 
bei den Traditions- und Familien-
unternehmen ändern höhere Strafe 
nichts an den Vorbehalten, behin-
derte Arbeitnehmer einzustellen. 
Wir müssen sie sensibilisieren und 
die Barrieren in den Köpfen besei-
tigen.“ CDU-Kandidat Dr. Stefan 
Kaufmann zeigte sich gesprächsbe-
reit, das „Budget für Arbeit“ auch in 
Baden-Württemberg einzuführen. 
„Wenn etwas in anderen Bundeslän-
dern gut funktioniert, bin ich immer 
bereit mir das anzuschauen.“

Viel diskutiert wurde über In-
klusion in der Schule. Im Publikum 
tauchte mehrfach die Forderung 
auf, die Aussortierung behinder-
ter Schülerinnen und Schüler aus 
dem Regelbetrieb abzuschaffen. 
Dieser Forderung konnte keine der 
Kanditat*innen zustimmen, vor 
allem nicht für die weiterführenden 
Schulen. „Wir brauchen beides“, 
sagte Stefan Kaufmann und ist der 
Meinung, dass bei Menschen mit 




